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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. Dezember 1967 

III A/3 — 21616 — 6148/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Ernährungssicherstellungs- 
gesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 316. Sitzung am 10. November 1967 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Gegen den vom Bundesrat beschlossenen Vorbehalt werden 
keine Bedenken erhoben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drodc: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alloinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Ernährungssicherstellungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Sicherstellung der Versor- 
gung mit Erzeugnissen der Ernährungs- und Land- 
wirtschaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft 
(Ernährungssicherstellungsgesetz) vom 24. August 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 938) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Um die für Zwecke der Verteidigung, 
insbesondere zur Deckung des Bedarfs der 
Zivilbevölkerung und der Streitkräfte erforder- 
liche Versorgung mit Erzeugnissen der Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaft sowie der Forst- und 
Holzwirtschaft (Erzeugnisse) sicherzustellen, 
können durch Rechtsverordnung Vorschriften 
erlassen werden über 

1. die Gewinnung, die Herstellung, die 
Erfassung, die Ablieferung, die Liefe- 
rung, den Bezug, die Zuteilung, die 
Verwendung, die Verlagerung, die 
zeitliche und räumliche Lenkung, die 
Bearbeitung und die Verarbeitung der 
Erzeugnisse; 

2. die Veranlagung der Erzeuger zur 
Ablieferung; 

3. die Selbstversorgung; 

4. die Beschaffenheit der Erzeugnisse; 

5. das Verbot der gewerbsmäßigen Ab- 
gabe der Erzeugnisse für höchstens 
48 Stunden; 

6. die Festsetzung von Preisen für 
Erzeugnisse." 

2. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die in Absatz 1 bezeichneten Zwecke 
können durch Rechtsverordnung auch Vorschrif- 
ten erlassen werden über 

1. den Anbau von Nutzpflanzen; 

2. die Haltung von Tieren; 

3. die Verpackung und die Kennzeich- 
nung der Erzeugnisse; 

4. die Verwendung von landwirtschaft- 
lichen Maschinen und Geräten, Treib- 
stoffen, Brennstoffen, Düngemitteln, 


Pflanzenschutzmitteln sowie die Ver- 
wendung sonstiger Betriebsmittel für 
die fand- und forstwirtschaftliche 
Erzeugung; 

5. die Zuteilung von Waren der gewerb- 
lichen Wirtschaft, die ausschließlich 
als Betriebsmittel im Sinne der Num- 
mer 4 für die land- und forstwirt- 
schaftliche Erzeugung dienen oder zu 
diesem Zweck von den nach dem 
Gesetz über die Sicherstellung von 
Leistungen auf dem Gebiet der ge- 
werblichen Wirtschaft sowie desGeld- 
und Kapitalverkehrs zuständigen Be- 
hörden freigegeben worden sind; 

6. die Verwendung von Produktions- 
mitteln in Betrieben der Ernährungs- 
wirtschaft; 

7. die Festsetzung von Kostenansätzen, 
Handelsspannen, Bearbeitungs- und 
Verarbeitungsspannen sowie Zah- 
lungs- und Lieferungsbedingungen für 
Erzeugnisse; 

8. die vorübergehende Aufrechterhal- 
tung, Umstellung und Eröffnung von 
Betrieben der Ernährungswirtschaft." 

3. Der bisherige Absatz 2 des § 1 wird Absatz 3; 
er erhält im Eingang folgende Fassung: 

„(3) die Absätze 1 und 2 gelten nicht." 

4. Dem § 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 2 dür- 
fen ferner nur erlassen werden, wenn 

1. der Eintritt des Zustandes äußerer 
Gefahr festgestellt ist oder als fest- 
gestellt gilt (Artikel 115 a des Grund- 
gesetzes), 

2. eine fremde bewaffnete Macht Feind- 
seligkeiten gegen die Bundesrepublik 
eröffnet hat oder 

3. die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Gemeinsamen Ausschusses fest- 
gestellt hat, daß dies zur Herstellung 
der erhöhten Verteidigungsbereit- 
schaft oder zum Schutz der Zivilbevöl- 
kerung unerläßlich ist; die Bundes- 
regierung hat die Feststellung auf- 
zuheben, wenn die Voraussetzungen 
hierfür entfallen oder wenn der Bun- 
destag lind der Bundesrat dies ver- 
langen." 
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5. In § 3 Abs. 1 treten an die Stelle der Worte 
„nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 und 8 bis 10" die 
Worte „nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 4 bis 6". 


6. In § 3 Abs. 2 werden die Worte „§ 1 Abs. 2" 
ersetzt durch die Worte „§ 1 Abs. 3". 

7. § 5 erhält im Eingang folgende Fassung: 

„Durch Rechtsverordnung können zu den in 
§ 1 genannten Zwecken hinsichtlich der Er- 
zeugnisse und Waren, über die nach § 1 Vor- 
schriften erlassen werden können, sowie hin- 
sichtlich der Leistungsfähigkeit von Betrieben". 

8. In § 6 Abs. 1 Satz 1 erhält der mit „soweit" 
beginnende Teil des Satzes folgende Fassung: 

„Soweit dies für die in § 1 bezeichneten Zwecke 
erforderlich ist". 

9. In § 6 Abs. 2 treten an die Stelle der Worte 
„§ 1 Abs. 1 Nr. 3" die Worte „§ 1 Abs. 2 Nr. 4". 

10. In § 6 Abs. 4 und 5 treten jeweils an die Stelle 
der Worte „nach Absatz 1" die Worte „nach 
den Absätzen 1 bis 3". 

11. § 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Rechts Verordnungen nach den §§ 1, 5 
und 6 erläßt der Bundesminister, wenn eine der 
Voraussetzungen des § 2 Abs. 3 vorliegt. Er 
kann diese Befugnis durch Reditsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates 

1 . auf das Bundesamt für Ernährung 
und Forstwirtschaft, 

2. auf die Landesregierungen, auch mit 
der Ermächtigung zur Weiterüber- 
tragung der Befugnis, 

übertragen. Die Befugnis zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 und 
Abs. 2 Nr. 7 kann auf die Landesregierungen 
nur im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft übertragen werden." 

12. § 7 Abs. 3 wird aufgehoben. 

13. Der bisherige Absatz 4 des § 7 wird Absatz 3 
und erhält folgende Fassung: 

„(3) Rechtsverordnungen des Bundesmini- 
sters oder des Bundesamtes für Ernährung und 
Forswirtschaft nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 und Abs. 2 


Nr. 7 ergehen im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft." 


14. In § 8 Abs. 3, § 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 5 
treten an die Stelle der Worte „§ 7 Abs. 2" 
die Worte ,,§ 2 Abs. 3". 

15. In § 9 Abs. 3 werden die Worte „§ 7 Abs. 3" 
ersetzt durch die Worte „§ 7 Abs. 2 Satz 2". 

16. § 10 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für Rechtsver- 
ordnungen, die auf Grund des § 3 erlassen 
worden sind, wenn eine der in § 2 Abs. 3 be- 
zeichneten Voraussetzungen vorliegt und so- 
weit die Rechtsverordnungen auch den in § 1 
genannten Zwecken dienen." 

17. § 10 Abs. 7 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(7) Rechtsverordnungen nach § 3 werden 
von den Ländern als eigene Angelegenheit aus- 
geführt." 

18. § 10 Abs. 9 letzter Satz erhält folgende Fassung: 

„In Rechtsverordnungen nach § 3 kann die Zu- 
ständigkeit zur Ausführung dieser Verordnun- 
gen geregelt werden." 

19. In § 15 werden die Worte „Abs. 1" gestrichen. 

20. § 16 Abs. 2 Buchstabe b erhält im Eingang 
folgende Fassung: 

„b) des Bundesministers zur Vorbereitung der 
auf Grund des § 3 zu erlassenden Rechts- 
verordnungen." 

21. § 31 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, den Wortlaut des Er- 
nährungssicherstellungsgesetzes in der sich aus die- 
sem Gesetz ergebenden Fassung neu bekanntzu- 
machen. Er kann dabei Unstimmigkeiten des Wort- 
lauts beseitigen und die Paragraphenfolge ändern. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Die Bundesregierung hat durch Erklärung vom 
10. März 1967 die Absicht zum Ausdruck gebracht, 
Änderungsvorschläge zu den einfachen Notstands- 
gesetzen zu unterbreiten mit dem Ziel, die bestehen- 
den Eingriffsmöglichkeiten zu beschränken, die Be- 
lastungen der Wirtschaft herabzusetzen und das 
Parlament bei den in den Gesetzen vorgesehenen 
Feststellungen einzuschalten. 

Im Sinne dieser Absichtserklärung sieht der Entwurf 
eine Aufteilung der Gebiete, auf denen durch Rechts- 
verordnung Regelungen getroffen werden können, 
in zwei Gruppen vor. Die Zweckbestimmung des 
Ernährungssicherstellungsgesetzes (ESG) macht es 
einerseits erforderlich, bestimmte Vorbereitungs- 
maßnahmen für Zwecke der Verteidigung frühzeitig 
zu treffen, da die Verwaltung andernfalls wegen der 
besonderen Gegebenheiten in der Ernährungs- und 
Landwirtschaft die geordnete Versorgung der Zivil- 
bevölkerung und der Streitkräfte mit Nahrungs- 
gütern nicht gewährleisten könnte. Andererseits 
werden jedoch nach neuerer Erkenntnis nicht alle zur 
Sicherstellung der Ernährung notwendigen Maßnah- 
men bereits in der Spannungszeit getroffen werden 
müssen. 

Zu den Bereichen, in denen frühzeitig eine Regelung 
zu treffen ist, gehören die Aufrechterhaltung der 
Produktion und die Bewirtschaftung von Nahrungs- 
gütern. Dazu sind u. a. auch Vorschriften über eine 
Ablieferungspflicht der Erzeugerbetriebe erforder- 
lich. Ohne diese Maßnahmen würde die Versor- 
gungslage z. B. durch Hortungskäufe bereits vor 
Ausbruch eines bewaffneten Konflikts empfindlich 
gestört. Sie können daher nicht von einer vorherigen 
Feststellung des Bundestages, die aus politischen 
Gründen erst verhältnismäßig spät getroffen werden 
dürfte, abhängig gemacht werden. 

Andere Vorschriften, z. B. über den Anbau von Nutz- 
pflanzen oder die Verwendung landwirtschaftlicher 
Betriebsmittel, können dagegen zu einem späteren 
Zeitpunkt erlassen werden. Der Entwurf sieht daher 
vor, daß Regelungen auf derartigen Gebieten erst 
zulässig sind, wenn z. B. der Bundestag den Eintritt 
des Zustandes äußerer Gefahr festgestellt hat oder 
die Maßnahmen zur Herbeiführung der erhöhten 
Verteidigungsbereitschaft für notwendig erachtet. 
Mit dieser Änderung der bisherigen Konzeption wer- 
den die bestehenden Eingriffsmöglichkeiten be- 
schränkt. Außerdem wird das Parlament stärker als 
bisher eingeschaltet. 

Belastungen der Wirtschaft brauchen durch den Ge- 
setzentwurf nicht herabgesetzt zu werden. Das Er- 
nährungssicherstellungsgesetz greift als solches nicht 
in das Wirtschaftsgeschehen ein und enthält insofern 
keine kostenverursachende Vorschrift, Belastungen 
der Wirtschaft und der öffentlichen Haushalte kön- 


nen in nennenswertem Umfang erst entstehen, wenn 
zur Sicherstellung der Versorgung von den Ermäch- 
tigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen Ge- 
brauch gemacht werden muß. Für diesen Fall sind 
jedoch zugunsten der Wirtschaft Entschädigungs- 
möglichkeiten vorgesehen, die über die bisherigen 
hinausgehen. 


II. Einzelheiten 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

In dem neuen Absatz 1 des § 1 ESG sind aus dem 
bisherigen Katalog nur noch solche Gebiete aufge- 
führt, auf denen schon frühzeitig Vorbereitungen ge- 
troffen werden müssen. Es handelt sich dabei um die 
Einführung einer Bewirtschaftung für Erzeugnisse 
der Ernährungs- und Landwirtschaft sowie der Forst- 
und Holzwirtsdiaft einschließlich der damit notwen- 
digerweise verbundenen grundlegenden Regelungen. 
Auf die Möglichkeit, Rechtsverordnungen über die 
in dem neuen Absatz 1 aufgeführten Gebiete ohne 
eine vorherige Entscheidung des Bundestages zu er- 
lassen, kann ohne Gefährdung der Zweckbestim- 
mung des ESG, die Versorgung der Zivilbevölke- 
rung und der Streitkräfte mit den genannten Erzeug- 
nissen sicherzustellen, nicht verzichtet werden; denn 
der Bundestag wird die vorgesehenen Feststellungen 
wahrscheinlich aus politischen Gründen erst verhält- 
nismäßig spät treffen. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Der neue Absatz 2 des § 1 ESG führt die Gebiete 
auf, auf denen nicht bereits in der Spannungszeit 
Maßnahmen ergriffen werden müssen. Sie sind da- 
her aus der Aufzählung im bisherigen Absatz 1 des 
§ 1 ESG herausgenommen worden. Rechtsverordnun- 
gen sollen auf diesen Gebieten erst zulässig sein, 
wenn der Bundestag oder die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Gemeinsamen Ausschusses be- 
stimmte Feststellungen getroffen haben oder ein be- 
waffneter Konflikt vor einer solchen Feststellung 
bereits ausgebrochen ist. 

Ferner ist § 1 Abs. 2 Nr. 8 auf die „vorübergehende 
Aufrechterhaltung, Umstellung und Eröffnung von 
Betrieben der Ernährungswirtschaft" beschränkt 
worden. Nach heutiger Erkenntnis werden sich An- 
wendungsfälle für eine „vorübergehende Verwal- 
tung, Verlagerung und Stillegung von Betrieben der 
Ernährungs- und Holzwirtschaft sowie für die vor- 
übergehende Verwaltung und Umstellung von Be- 
trieben der Land- und Forstwirtschaft" wohl kaum 
ergeben; sie würden außerdem verwaltungsmäßig 
sehr schwer zu bewältigen sein. 
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Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Änderung ist eine Folge der Aufteilung des bis- 
herigen § 1 Abs. 1 ESG. 


Zu Artikel 1 Nr. 4 

In dem neu eingefügten Absatz 3 des § 2 ESG ist 
der Grundsatz niedergelegt, daß Rechtsverordnun- 
gen für bestimmte Sachbereiche erst erlassen werden 
dürfen, wenn der Bundestag oder die Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Gemeinsamen Ausschus- 
ses bestimmte Feststellungen getroffen haben oder 
ein bewaffneter Konflikt bereits vor einer solchen 
Feststellung ausgebrochen ist. Mit dieser neuen 
Konzeption werden — unter gleichzeitiger stärkerer 
Einschaltung des Parlaments — die bestehenden Ein- 
griffsmöglichkeiten beschränkt. 


Zu Artikel 1 Nr. 5 

Die Änderung ist nicht nur redaktioneller Art. Es 
ist auch die Möglichkeit beseitigt worden, bei Ver- 
sorgungskrisen Rechtsverordnungen über die Ver- 
wendung und Zuteilung landwirtschaftlicher Be- 
triebsmittel zu erlassen. Die Nummern 3 und 4 des 
bisherigen § 1 Abs. 1 ESG stehen in einem sehr 
engen Zusammenhang mit dem Wirtschaftssicher- 
stellungsgesetz. Da dieses Gesetz Vorschriften über 
Versorgungskrisen nicht mehr enthält, wären im Be- 
reich der Ernährung und Landwirtschaft sowie der 
Forst- und Holzwirtschaft Vorschriften über die 
Verwendung und Zuteilung von Betriebsmitteln und 
sonstigen Waren der gewerblichen Wirtschaft in 
Versorgungskrisen kaum noch von praktischem 
Wert. Darüber hinaus dürfen auch solche Maßnah- 
men nach neuerer Erkenntnis bei Versorgungskrisen 
noch nicht erforderlich sein. Damit werden die Ein- 
griffsmöglichkeiten der Verwaltung weiter einge- 
schränkt. 


Zu Artikel 1 Nr. 6 

Die Änderung ist bedingt durch die Neufassung 
des § 1 ESG. 


Zu Artikel 1 Nr. 7 und 8 

Die Möglichkeit der §§ 5 und 6, durch Rechtsver- 
ordnung Buchführungs-, Melde- und Bevorratungs- 
pflichten einzuführen, soll auf die Vorsorge für den 
Verteidigungsfall beschränkt werden. Besondere 
Meldungen oder Vorratsläger zur Bewältigung von 
Versorgungskrisen im Frieden kommen unter den 
gegebenen Verhältnissen nicht mehr in Betracht. 


Zu Artikel 1 Nr. 9 

Die Änderung ist eine Folge der Aufteilung des 
bisherigen § 1 Abs. 1 ESG. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 

Durch die vorgesehene Änderung wird klargestellt, 
daß aus Gründen der Gleichbehandlung der Betriebe 
Finanzierungshilfen und Steuererleichterungen nicht 
nur bei der Pflichtbevorratung von Erzeugnissen 
der Ernährungs- und Landwirtschaft, sondern auch 
bei der Pflichtbevorratung von Betriebsmitteln mög- 
lich sind. Eine Mehrbelastung der Öffentlichen Haus- 
halte tritt durch diese Änderung nicht ein, da Rechts- 
verordnungen über eine Pflichtbevorratung im Sinne 
dieser Vorschrift bisher nicht erlassen wurden. 
Außerdem bedarf die Frage finanzieller Zuwendun- 
gen einer besonderen Regelung in der jeweiligen 
Rechtsverordnung. 

Zu Artikel 1 Nr. 11, 12 und 13 

Die bisher in § 7 Abs. 2 ESG aufgeführten Vor- 
aussetzungen für die Zuständigkeit des Bundesmi- 
nisters zum Erlaß von Rechtsverordnungen sind nun- 
mehr bereits in § 2 Abs. 3 ESG genannt. Daher kann 
in § 7 Abs. 2 jetzt darauf Bezug genommen werden. 
Der Inhalt des bisherigen § 7 Abs. 3 ESG ist in den 
neuen § 7 Abs. 2 Satz 2 und 3 übernommen worden. 
Der bisherige § 7 Abs. 3 kann daher aufgehoben 
werden. 

Wegen der Neufassung des § 1 müssen auch die 
Verweisungen auf diese Bestimmung geändert wer- 
den. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 und 15 

Die Änderungen sind bedingt durch die Ergänzung 
des § 2 und die Neufassung des § 7 Abs. 2 ESG. 

Zu Artikel 1 Nr. 16 bis 18 und 20 

Die Neufassungen sind eine Folge der Änderungen 
zu den §§ 5 und 6 Abs. 1 ESG. 

Zu Artikel 1 Nr. 19 

Die Worte „Abs. 1" werden zur Angleichung an die 
Formulierung der entsprechenden Bezugnahme in 
anderen Bestimmungen des Ernährungssicherstel- 
lungsgesetzes gestrichen. 

Zu Artikel 1 Nr. 21 

Das Gesetz ist in Berlin nicht in Kraft gesetzt wor- 
den. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


Die Ausgestaltung der Feststellungsbefugnisse der 
Bundesregierung nach dem neuen § 2 Abs. 1 Nr. 3 
Wirtschaftssicherstellungsgesetz, § 2 Abs. 3 Nr. 3 
Ernährungssicherstellungsgesetz, § 2 Abs. 3 Nr. 3 
und § 15 Abs. 4 Nr. 2 Verkehrssicherstellungsgesetz 
hängt davon ab, in welcher Fassung der von 
der Bundesregierung vorgeschlagene Artikel 53 a 
Abs. 3 und 4 GG (vgl. BT-Drucksache V/1879) ver- 
abschiedet wird. Eine abschließende Stellungnahme 
zu den genannten Vorschriften ist deshalb noch 
nicht möglich. 
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